
 

  

S 16 R 715/16

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht Nürnberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 R 715/16
Datum 19.05.2017

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Der Bescheid der Beklagten vom 27.05.2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29.06.2016 wird aufgehoben.
II. Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens mit Ausnahme der
auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen. Diese behalten die Beigeladenen
jeweils auf sich.

Tatbestand:

Die Beklagte fÃ¼hrte bei der KlÃ¤gerin eine BetriebsprÃ¼fung durch. Im Bescheid
vom 27.05.2015 wurde diese auf den Zeitraum vom 07.01.2014 bis 27.05.2015
datiert. Das Schlussbesprechungsprotokoll datiert vom 23.01.2014. Die KlÃ¤gerin
bietet Leistungen auf dem Gebiet der Palliativmedizin an und fÃ¼hrt diese durch.
HierfÃ¼r schloss sie HonorarvertrÃ¤ge mit den Beigeladenen 1.) bis 6.) -jeweils
separat- ab. Hiernach (I.) stehe der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin
regelmÃ¤Ã�ig und verbindlich â�� zur palliativmedizinischen Betreuung von
Patienten, â�� zur ErfÃ¼llung der im SAPV-Vertrag zwischen der KlÃ¤gerin und den
KrankenkassenverbÃ¤nden Bayerns geregelten Aufgaben als Palliativmediziner und
â�� fÃ¼r Aufgaben aus der Stellenbeschreibung fÃ¼r den Palliativmediziner zur
VerfÃ¼gung. Es handelte sich um nicht befristet geschlossene VertrÃ¤ge, in denen
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sich die Beigeladenen 1.) bis 6.) zur Sicherstellung der 24-Stunden-
EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin verpflichteten, zusammen mit der KlÃ¤gerin und
nach Absprache mit den weiteren Ã¤rztlichen HonorarkrÃ¤ften. Beginn und Ende
der TÃ¤tigkeit und des Bereitschaftsdienstes richte sich nach den Notwendigkeiten
und sei durch die in Absprache mit den Ã�rzten abgestimmten DienstplÃ¤ne
geregelt (III. des Vertrages). GewÃ¤hrt wurde ein Stundenhonorar, das nicht im
Krankheitsfalle oder bei Urlaub gewÃ¤hrt werde (IV. des Vertrages).

Mit Schreiben vom 18.06.2014 wurde die KlÃ¤gerin dazu angehÃ¶rt, dass
beabsichtigt sei, fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2010 bis 31.12.2013
Nachforderungen zur Sozialversicherung in HÃ¶he von insgesamt 24.075,14 EUR zu
erheben. Die Beigeladenen 1.) bis 6.) seien als abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigte
einzuordnen. Ein unternehmerisches Risiko sei nicht gegeben. Die Beigeladenen 1.)
bis 6.) stellten lediglich ihre Arbeitskraft zur VerfÃ¼gung. FÃ¼r eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit spreche lediglich, dass die Beigeladenen 1.) bis 6.)
keinen Anspruch auf Urlaub gehabt hÃ¤tten oder auf Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfalle. Auf Grund hauptberuflich selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeiten bestehe
keine Versicherungspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung. Auf Grund von
Befreiungen zur berufsstÃ¤ndischen Versorgungseinrichtung sei auch keine
Rentenversicherungspflicht anzunehmen. Es bestehe jedoch Versicherungs- und
Beitragspflicht zu gesetzlichen Arbeitslosenversicherung. Ferner bestehe
Umlagepflicht zur U2. Ferner bestehe Umlagepflicht zur UI.

Die KlÃ¤gerseite wandte mit Schriftsatz vom 23.07.2014 ein, dass keine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung vorliege. Die Beigeladenen 1.) bis 6.) seien in
unterschiedlichem Umfang nach eigenen WÃ¼nschen tÃ¤tig. Die organisatorische
TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin liege lediglich darin, dass die PatientenvertrÃ¤ge mit der
KlÃ¤gerin geschlossen wÃ¼rden und der Patientenstamm bei der der KlÃ¤gerin
gefÃ¼hrt werde. Den Beigeladenen 1.) bis 6.) stehe es aber frei, ein Angebot zur
Patientenversorgung abzulehnen. Ferner werde der Grundsatz der freien Arztwahl
gelebt. Die Formulierungen in den HonorarvertrÃ¤gen seien den kassenÃ¤rztlichen
Vorgaben geschuldet. Die KlÃ¤gerin habe eine 24-stÃ¼ndige EinsatzfÃ¤higkeit zu
gewÃ¤hrleisten. Es sei nicht die Vertragsformulierung, sondern das "gelebte
AuftragsverhÃ¤ltnis" entscheidend. Es bestehe unternehmerisches Risiko.
AuftrÃ¤ge kÃ¶nnten angenommen oder abgelehnt werden. WÃ¤hrend der
Fehlzeiten werde keine VergÃ¼tung bezahlt. Es bestehe Kapitaleinsatz durch
Verwendung des eigenen Pkw und Verwendung von Hilfsmitteln aus dem
Praxisbestand. Hinzu komme, dass die Ã�rzte eine Haftpflichtversicherung auf ihren
eigenen Namen abschlÃ¶ssen.

Die Beklagte forderte mit Bescheid vom 27.05.2015 eine Summe von 24.075,14
EUR fÃ¼r den PrÃ¼fzeitraum vom 01.01.2010 bis 31.12.2013 auf Grundlage einer
BetriebsprÃ¼fung in der Zeit vom 07.01.2014 bis 27.05.2015. Die Beigeladenen 1.)
bis 6.) verpflichteten sich, in einem bestimmten Zeitrahmen tÃ¤tig zu werden und
im Team die medizinische Versorgung der Patienten der KlÃ¤gerin sicherzustellen.
Es sei unerheblich, dass die Einsatzzeiten im Schichtplan selbst organisiert
wÃ¼rden. Ein Mitspracherecht im Schichtplan sei in der modernen Arbeitswelt
Ã¼blich. Dass die Betreuung der Patienten im AlltagsgeschÃ¤ft praktisch frei
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gestaltet werden kÃ¶nne und sich Arbeitsort und -zeit und-dauer allein aus
betrieblichen und medizinischen Erfordernissen ergÃ¤ben, rechtfertige keine
anderweitige EinschÃ¤tzung. Die TÃ¤tigkeit eines Arztes sei die eines Dienstes
hÃ¶herer Art, bei dem sich das Direktionsrecht des Arbeitgebers regelmÃ¤Ã�ig in
eine an den betrieblichen Erfordernissen orientierende funktionsgerechte und
dienende Teilhabe am Arbeitsprozess umwandle. So kÃ¶nne auch von den
Beigeladenen 1.) bis 6.) nicht bestimmt werden, welche Patienten Ã¼berhaupt
angenommen und wann und wo behandelt wÃ¼rden. Dies sei vielmehr durch den
Patientenstamm der KlÃ¤gerin vorgegeben bzw. durch den betrieblichen Zufall
(Schichtbetrieb) bestimmt. Die Beigeladenen 1.) bis 6.) behandelten demnach keine
eigenen Patienten, sondern Patienten der KlÃ¤gerin und dies im Team. Die
Bezahlung erfolge nicht aus der vertragsÃ¤rztlichen GesamtvergÃ¼tung, sondern
aus dem Budget der KlÃ¤gerin. Die KlÃ¤gerin selbst kÃ¶nne ihre Verpflichtung
gegenÃ¼ber den Patienten und der Krankenkasse nur erfÃ¼llen, wenn eine
ausreichende Zahl an Mitarbeitern bestehe. HierfÃ¼r seien die Beigeladenen 1.) bis
6.) fest eingeplant gewesen. Ein unternehmerisches Risiko bestehe zudem nicht.
FÃ¼r die TÃ¤tigkeit bei der KlÃ¤gerin hÃ¤tten die Beigeladenen 1.) bis 6.) keine
Investitionen tÃ¤tigen mÃ¼ssen. Die Nutzung des eigenen Fahrzeugs sei auch bei
Arbeitnehmern nicht unÃ¼blich. Es trete in den Hintergrund, dass von den
Beigeladenen 1.) bis 6.), bei denen es sich um niedergelassene Ã�rzte handele,
eigenes medizinisches Besteck bzw. GerÃ¤tschaften verwendet worden seien. Die
Beigeladenen 1.) bis 6.) hÃ¤tten sicher sein kÃ¶nnen, auch das vereinbarte
Stundenhonorar zu erhalten. Es verbleibe trotz der Einwendungen der KlÃ¤gerin bei
dieser WÃ¼rdigung. Es wÃ¼rden jedoch nur BeitrÃ¤ge zur
Arbeitslosenversicherung erhoben, da eine Befreiung von der gesetzlichen
Rentenversicherungspflicht bestehe und auf Grund hauptberuflicher
selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit keine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-
und Pflegeversicherung bestehe. Die Umlagen U2 und UI wÃ¼rden erhoben.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte mit Schriftsatz vom 11.06.2015,
eingegangen bei der Beklagten am selben Tag, Widerspruch ein und verwies darauf,
dass der vorliegende Fall nicht mit HonorarÃ¤rzten in KrankenhÃ¤usern
vergleichbar sei. Es bestehe keine vergleichbare Eingliederung in die
Betriebsorganisation. Es werde ferner darauf hingewiesen, dass BlutspendeÃ¤rzte
als SelbststÃ¤ndige in der Rechtsprechung betrachtet worden seien. Es wÃ¼rden
keinerlei Weisungen erteilt. Es ergebe sich auch keine Weisungsbefugnis. Es werde
lediglich der Ã¤uÃ�ere Ablauf nach Dienstplan vorgegeben. Dies begrÃ¼nde keine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung. Die TÃ¤tigkeit selbst werde vÃ¶llig frei verrichtet. Die
Beigeladenen 1.) bis 6.) arbeiteten ausschlieÃ�lich mit eigenen Betriebsmitteln. Die
Hausbesuche wÃ¼rden mit dem eigenen Fahrzeug wahrgenommen. Sorge fÃ¼r
eine eigene Haftpflichtversicherung trage der jeweilige Arzt. Es seien Beispiele fÃ¼r
selbststÃ¤ndige NotÃ¤rzte und auch selbststÃ¤ndige Palliativmediziner in der
Rechtsprechung zu finden. Hinsichtlich der BeitragshÃ¶he sei der Bescheid
dahingehend korrekturbedÃ¼rftig, dass die Beigeladene 1.) als angestellte Ã�rztin
in der Praxis Dr. X tÃ¤tig sei und bereits insoweit der Beitragspflicht unterliege in
den Jahren 2010 bis 2013.

Mit Widerspruchsbescheid vom 29.06.2016 wies die Beklagte den Widerspruch
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zurÃ¼ck.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg
mit Schriftsatz vom 21.07.2016, eingegangen am 25.07.2016. Die Beigeladenen 1.)
bis 6.) seien selbststÃ¤ndig. Es erfolgten keine Weisungen. Falsch sei auch, dass
der Behandlungsplan von Hausarzt vorgegeben werde. Ã�ber die
palliativmedizinische Behandlung entscheide lediglich der beauftragte Arzt.

Die KlÃ¤gerin beantragt:

Der Bescheid der Beklagten vom 27.05.2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29.06.2016 wird aufgehoben.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Rechtsstreit wurde am 20.02.2017 vor dem Sozialgericht NÃ¼rnberg erÃ¶rtert.
Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die Gerichtsakte sowie die beigezogene
Akte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet. Der Bescheid der Beklagten vom 27.05.2015
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.06.2016 ist rechtswidrig und
verletzt die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Er ist daher aufzuheben. Die Beigeladenen
1.) bis 6.) sind selbststÃ¤ndig in Ihrer TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin. BeitrÃ¤ge zur
Sozialversicherung und Umlagen sind daher nicht zu erheben.

Rechtsgrundlage des von der Beklagten erlassenen Bescheides auf Grund der
BetriebsprÃ¼fung ist Â§ 28 p Abs. 1 SGB IV. Hiernach kann die Beklagte im Rahmen
der PrÃ¼fung Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he in der
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung erlassen. Grundlage der PrÃ¼fung sind die Pflichten des
Arbeitgebers nach Â§Â§ 28 a ff. SGB IV, insbesondere die korrekte Einordnung der
Sozialversicherungspflicht/-freiheit von im Betrieb TÃ¤tigen (vgl. Bayerisches
Landessozialgericht, Beschluss vom 21.06.2012, Az.: L 5 R 409/12 B ER m.V.a.
Bayerisches Landessozialgericht, Beschluss vom 09.05.2012 â�� L 5 R 23/12 â��
jeweils zitiert nach juris).

GrundsÃ¤tzlich versicherungspflichtig in der gesetzlichen Rentenversicherung sind
gemÃ¤Ã� Â§ 1 Satz 1 Nr. 1, 1. HS SGB VI Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder
zu ihrer Berufsausbildung beschÃ¤ftigt sind. GemÃ¤Ã� Â§ 24 Absatz 1 SGB III
stehen nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis Personen, die als BeschÃ¤ftigte oder aus sonstigen
GrÃ¼nden versicherungspflichtig sind. Nach Â§ 25 Absatz 1 Satz 1 SGB III sind
versicherungspflichtig Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer
Berufsausbildung beschÃ¤ftigt (versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung) sind.
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GemÃ¤Ã� Â§ 5 Absatz 1 Nr. 1 SGB V, Â§ 20 Absatz 1, SÃ¤tze 1 und 2 Nr. 1 SGB XI
sind in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung Personen
versicherungspflichtig, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt werden.

BeschÃ¤ftigung gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 SGB IV ist die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. BeschÃ¤ftigung setzt die persÃ¶nliche
AbhÃ¤ngigkeit voraus. Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind eine
TÃ¤tigkeit nach Weisung und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des
Weisungsgebers. "Die Weisungsgebundenheit kann -vornehmlich bei Diensten
hÃ¶herer Art- eingeschrÃ¤nkt und zur funktionsgerecht dienenden Teilhabe am
Arbeitsprozess verfeinert sein" (Bundessozialgericht, Urteil vom 29.08.2012, Az: B
12 KR 25/10 R â�� zitiert nach juris). FÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sprechen
ein eigenes Unternehmerrisiko bzw. eine eigene Unternehmenschance, eine eigene
BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und
eine im Wesentlichen freie Gestaltung der Arbeitszeit. Die Entscheidung ergeht auf
Grund einer GesamtabwÃ¤gung der UmstÃ¤nde, unter denen die jeweilige
TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt worden ist. Die Einordnung als selbststÃ¤ndige oder
abhÃ¤ngige TÃ¤tigkeit bestimmen die Ã¼berwiegenden Merkmale. Auszugehen ist
zunÃ¤chst von der vertraglichen Vereinbarung. Weichen die tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnisse hiervon ab, so gehen diese nur vor, soweit eine -formlose-
Abbedingung rechtlich mÃ¶glich ist und erfolgte; umgekehrt gilt, dass die
NichtausÃ¼bung eines Rechts unbeachtlich ist, solange diese Rechtsposition nicht
wirksam abbedungen ist. Auch die Rechtsmacht ist Bestandteil der tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnisse (vgl. Bundessozialgericht, Urteile vom 11.11.2015, Az.: B 12 R 2/14 R
und vom 29.08.2012, Az: B 12 KR 25/10 R unter ausdrÃ¼cklichem Hinweis auf die
Entscheidung vom 22.06.2005, BSG SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 5; vgl. zum Gesamten
auch Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 20.10.2016, Az.: L 7 R 5045/16;
Bayerisches Landessozialgericht, Beschluss vom 21.06.2012, Az.: L 5 R 409/12 B ER
m.V.a. st. Rechtsprechung, vgl. Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom
28.06.2011 â�� L 5 R 880/10; Bundessozialgericht, Urteil vom 12.02.2004, Az.: B 12
KR 26/02 R; Bundessozialgericht, Urteil vom 29.08.2012, Az: B 12 KR 25/10 R â��
jeweils zitiert nach juris).

Die Beigeladenen 1.) bis 6.) sind selbststÃ¤ndig TÃ¤tige als PalliativÃ¤rzte fÃ¼r die
KlÃ¤gerin. Die Merkmale fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit Ã¼berwiegen. Zwar
spricht fÃ¼r eine abhÃ¤ngige TÃ¤tigkeit, dass die Palliativmediziner und
Beigeladenen 1.) bis 6.) von der KlÃ¤gerin als "unsere Mitarbeiter" auf der
Internetseite dargestellt werden. Auch die Abrechnung der Patientenleistungen bzw.
das AuÃ�enverhÃ¤ltnis gegenÃ¼ber den Patienten erfolgt Ã¼ber die KlÃ¤gerin.
Dies ist jedoch der Struktur des Leistungserbringungsrechts geschuldet (vgl.
Bundessozialgericht, Urteil vom 31.03.2017, Az.: B 12 KR 7/15 R â�� zitiert nach
juris), weshalb hieraus nicht auf eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung geschlossen
werden kann. Auch liegt eine zeitliche Weisungsgebundenheit gerade nicht vor, da
eine entsprechende Absprache unter den Beigeladenen 1.) bis 6.) und der KlÃ¤gerin
erfolgt. Es kann daher dahinstehen, inwiefern sich die Beigeladenen 1.) bis 6.) im
Honorarvertrag "regelmÃ¤Ã�ig und verbindlich" "zur VerfÃ¼gung" stehen, da im
Einzelfall jeweils gerade keine Weisungsgebundenheit, sondern ein entscheidendes
Mitspracherecht, besteht. Es besteht direkter Einfluss der Beigeladenen 1.) bis 6.)
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darauf, wann eine TÃ¤tigkeit erfolgt. Auch kÃ¶nnen konkrete Patienten abgelehnt
werden. Auf die Ã�rtlichkeit der TÃ¤tigkeit hat weder die KlÃ¤gerin, noch die
Beigeladenen 1.) bis 6.) einen Einfluss. Die Patienten sind dort zu betreuen, wo sie
sich befinden. Die Behandlung wird jedenfalls nicht in den RÃ¤umen der KlÃ¤gerin
durchgefÃ¼hrt. Dort bestehen auch keine ArbeitsplÃ¤tze fÃ¼r die Beigeladenen 1.)
bis 6.). Im Gegenteil: Die Pflege und Versorgung der Patienten wird bei einer Dritten
Einrichtung durchgefÃ¼hrt, was aber die Beigeladenen 1.) bis 6.) auch nicht zu
abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten dieser Dritten macht. Dass die Beigeladenen 1.) bis 6.)
ein Ã¤rztliches Behandlungs-/Versorgungskonzept erstellen, das in Zusammenarbeit
mit weiteren KrÃ¤ften (z.B. PflegekrÃ¤ften) abgearbeitet wird, unterscheidet die
TÃ¤tigkeit nicht wesentlich von der eines Arztes im eigenen Praxisbetrieb. So
verordnet beispielsweise ein OrthopÃ¤de eine physiotherapeutische Behandlung,
die entsprechend vom Physiotherapeuten durchgefÃ¼hrt wird. Dies gilt auch fÃ¼r
die notwendige Zusammenarbeit mit dem Hausarzt, wie der Beigeladene 3.) in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung ausfÃ¼hrt. Dies bindet den Hausarzt auch nicht (Ã¼ber
das gewÃ¶hnliche MaÃ�) ein und macht den Hausarzt ebenso wenig zum
Angestellten der KlÃ¤gerin wie etwaige Kooperation der Beigeladenen
untereinander, wie sie in der Stellenbeschreibung festgehalten ist. Ein
medizinisches Behandlungskonzept fordert bereits kraft Natur der Sache eine
Kooperation. Dies zeigt sich auch daran, dass eine Pflege der Zusammenarbeit mit
dem Klinikum, der Stadt und dem Landkreis X ebenso Teil der Stellenbeschreibung
ist. Diese "Zusammenarbeit" macht jedoch ebenso wenig die Beigeladenen 1.) bis
6.) zu abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten der KlÃ¤gerin, wie es die Beigeladenen 1.) bis 6.)
zu abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten, wie es die "mitarbeitenden" Angestellten der Stadt
oder des Landkreises zu abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten der KlÃ¤gerin macht. Dass im
Rahmen des Behandlungskonzeptes Ã¶ffentlich-rechtliche Vorgaben zu beachten
sind bzw. der SAPV, auf die/den auch in den HonorarvertrÃ¤gen Bezug genommen
wird, begrÃ¼ndet weder eine Weisungsgebundenheit, noch eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung (vgl.: Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom
20.03.2015, Az.: L 1 KR 105/13 m.V.a. Bundessozialgericht, Urteil vom 25.04.2012,
Az.: B 12 KR 24/10 R; vgl. auch Bundessozialgericht, Urteil vom 31.03.2017, Az.: B
12 KR 7/15 R â�� jeweils zitiert nach juris). Kein Merkmal fÃ¼r eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung oder eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ist es, wenn nicht nach
RegelsÃ¤tzen der GebÃ¼hrenordnung fÃ¼r Ã�rzte (GoÃ�) abgerechnet wird, da
regelmÃ¤Ã�ig abweichende Vereinbarungen zulÃ¤ssig sind (vgl. Â§ 2 GoÃ�). (vgl.
auch: Bundessozialgericht, Urteil vom 31.03.2017, Az.: B 12 KR 7/15 R â�� zitiert
nach juris). Ebenfalls kein Merkmal fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung ist das
Angebot bzw. die DurchfÃ¼hrung von Supervisionen auf freiwilliger Basis, da in
diesem Falle gerade keine (Teilnahme-)Weisung erteilt werden kann. Soweit diese
zusÃ¤tzlich selbst bezahlt werden mÃ¼ssen, sind sie sogar als Indiz fÃ¼r eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit zu werten. Kein zwingend abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsmerkmal ist auch die Bezahlung von (gesetzlich) vorgeschriebenen
Fortbildungen. Diese kÃ¶nnen bei der Kalkulation der StundensÃ¤tze
BerÃ¼cksichtigung finden. Dass im vorliegenden Fall kein (erhebliches)
Eigenkapital im Sinne eines unternehmerischen Risikos eingesetzt wird, ist ebenfalls
kein entscheidendes Kriterium fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung. Bereits die
Art der TÃ¤tigkeit erfordert keinen gesteigerten Kapitaleinsatz (vgl.
Bundessozialgericht, Urteil vom 31.03.2017, Az.: B 12 KR 7/15 R, Rn. 42 f. â�� zitiert
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nach juris). Dass nach festen StundensÃ¤tzen vergÃ¼tet wird, ist -insbesondere im
Dienstleistungssektor- ebenfalls kein Merkmal fÃ¼r eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung (vgl. Bundessozialgericht, Urteil vom 31.03.2017, Az.: B 12 KR 7/15
R, Rn. 48 â�� zitiert nach juris). Ebenso nicht entscheidend ist die Frage, ob die
Beigeladenen 1.) bis 6.) fÃ¼r die konkrete TÃ¤tigkeit als Palliativmediziner eine
eigene BetriebsstÃ¤tte aufrechterhalten (Bundessozialgericht, Urteil vom
31.03.2017, Az.: B 12 KR 7/15 R, Rn. 44 â�� zitiert nach juris). Letztlich erfolgt die
TÃ¤tigkeit der Beigeladenen 1.) bis 6.) jedoch inhaltlich und zeitlich unabhÃ¤ngig.
Zwar verpflichten sich die Beigeladenen 1.) bis 6.) in den HonorarvertrÃ¤gen zur
GewÃ¤hrleistung der 24h-Pflege (vgl. auch Landessozialgericht Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 20.03.2015, Az.: L 1 KR 105/13 â�� zitiert nach juris). Es besteht jedoch
die MÃ¶glichkeit auf diesen Zeitplan Einfluss zu nehmen. Hinzu kommt, dass keine
fachlichen Weisungen erteilt werden und erteilt werden kÃ¶nnen. Eine
entsprechende Grundlage hierfÃ¼r (vgl. auch Landessozialgericht Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 20.03.2015, Az.: L 1 KR 105/13, Rn. 64 â�� zitiert nach
juris) ist in den HonorarvertrÃ¤gen nicht zu sehen. Es ist hingegen eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit gewollt. Ob die Voraussetzungen des SAPV durch die
KlÃ¤gerin und die entsprechende Sicherstellung der Einsatzbereitschaft mittels
Einsatzes der selbststÃ¤ndigen Beigeladenen 1.) bis 6.) bzw. ggf. unter Ã�nderung
durch (spÃ¤tere) Festanstellung des Beigeladenen 3.) erfÃ¼llt werden, ist nicht
Gegenstand des vorliegenden Verfahrens. Dies hat jedoch auf das vorliegende
Verfahren auch keine Auswirkungen, sondern wÃ¤re ggf. von den SAPV-Parteien zu
klÃ¤ren. In AbwÃ¤gung dieser Punkte gilt dies sowohl fÃ¼r die Beigeladenen 1.)
und 2.) sowie 4.) bis 6.), als auch fÃ¼r den Beigeladenen 3.), fÃ¼r den in der
tatsÃ¤chlichen DurchfÃ¼hrung und Vertragsgestaltung eine gewisse Abweichung,
insbesondere auch im reprÃ¤sentativen Bereich der KlÃ¤gerin, bestand, die jedoch
von der Kammer rechtlich im Ergebnis nicht abweichend beurteilt wird.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1, Â§ 161
Abs. 1 u. Â§ 162 VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung). Den Beigeladenen sind keine
Kosten aufzuerlegen, jedoch auch keine Kosten zu erstatten. GemÃ¤Ã� Â§ 197a
SGG i.V.m. Â§ 154 Absatz 3 VwGO kÃ¶nnen einem Beigeladenen Kosten nur
auferlegt werden, wenn er AntrÃ¤ge gestellt oder Rechtsmittel eingelegt hat; Â§
155 Abs. 4 bleibt unberÃ¼hrt. Nach Â§ 197a SGG i.V.m. Â§ 162 Absatz 3 VwGO sind
die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Beigeladenen nur erstattungsfÃ¤hig, wenn sie
das Gericht aus Billigkeit der unterliegenden Partei oder der Staatskasse auferlegt.
Nach Â§ 197a Absatz 2 SGG werden dem Beigeladenen die Kosten auÃ�er in den
FÃ¤llen des Â§ 154 Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung auch auferlegt, soweit
er verurteilt wird (Â§ 75 Abs. 5). Ist eine der in Â§ 183 genannten Personen
beigeladen, kÃ¶nnen dieser Kosten nur unter den Voraussetzungen von Â§ 192
auferlegt werden. Aufwendungen des Beigeladenen werden unter den
Voraussetzungen des Â§ 191 vergÃ¼tet; sie gehÃ¶ren nicht zu den Gerichtskosten.
Die Beigeladenen haben keine AntrÃ¤ge gestellt. Sie haben sich keinem
Kostenrisiko ausgesetzt. Eine Kostenerstattung der auÃ�ergerichtlichen Kosten
erfolgt nicht (vgl. auch Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11.
Auflage 2014, Â§ 197a Rn. 29).
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